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„§ 16

(1) Wer vorsätzlich als Verantwortlicher gemäß § 13 Abs. 12 oder § 14 
Abs. 5 in Betrieben, Wirtschafts- oder Staatsorganen Abweichungen von 
DDR- oder Fachbereichstandards zuläßt oder veranlaßt, ohne nach § 3 Abs. 4 
dazu berechtigt zu sein, kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 
300 M belegt werden.

(2) Ist eine vorsätzliche Handlung gemäß Abs. 1 aus Vorteilsstreben oder 
ähnlichen, die gesellschaftlichen Interessen mißachtenden Beweggründen oder 
wiederholt innerhalb von zwei Jahren begangen und mit Ordnungsstrafe ge­
ahndet worden oder ist ein größerer Schaden verursacht worden oder hätte 
er verursacht werden können, kann eine Ordnungsstrafe bis zu 1000 M aus­
gesprochen werden.

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt dem Leiter 
des Amtes für Standardisierung.

(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und den Aus­
spruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 
zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten — OWG — (GBl. I S. 101).“

92. § 4 der Anordnung vom 8. November 1967 über das Seefahrtsamt der Deut­
schen Demokratischen Republik (GBl. II S. 749) erhält folgende Fassung:

„§4
(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig

a) den gesetzlichen Bestimmungen oder
b) den Verfügungen,
die zur Gewährleistung von Sicherheit und Ordnung in der Seefahrt erlassen 
worden sind, zuwiderhandelt, kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 
10 bis 300 M belegt werden.

(2) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt dem Leiter 
des Seefahrtsamtes der Deutschen Demokratischen Republik.

(3) Bei geringfügigen Ordnungswidrigkeiten gemäß Abs. 1 sind die er­
mächtigten Mitarbeiter des Seefahrtsamtes der Deutschen Demokratischen 
Republik befugt, eine Verwarnung mit Ordnungsgeld in Höhe von 1, 3, 5 oder 
10 M auszusprechen.

(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und den Aus­
spruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz vom 12. Januar 1968 
zur Bekämpfung von Ordnungswidrigkeiten — OWG — (GBl. I S. 101).

(5) In die Beschwerdefrist wird die Zeit nicht eingerechnet, während der 
sich der Betroffene aus dienstlichen Gründen außerhalb der Deutschen De­
mokratischen Republik aufhält.“

93. § 9 der Verordnung vom 9. November 1967 zur Registrierung von Vereini­
gungen (GBl. II S. 861) erhält folgende Fassung:
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